
Obwohl Deutschland das Maastricht-
Kriterium, nach dem das gesamtstaatli-
che Defizit nicht mehr als drei Prozent
des Bruttoinlandsproduktes betragen
darf, im vergangenen Jahr zum ersten
Mal seit 2001 wieder erfüllt hat, liegt die
Verschuldung der öffentlichen Haus-
halte nach wie vor auf hohem Niveau.
Der von ZEW und Bertelsmann Stiftung
entwickelte „Schuldenmonitor“, der re-
gelmäßig die finanzpolitische Tragfä-
higkeit der öffentlichen Haushalte in
Deutschland untersucht, zeigt auf Basis
aktueller Berechnungen, dass sich die
Lage in den meisten Bundesländern
und beim Bund zwar entspannt hat.
Nach wie vor sind jedoch vor allem in
den ostdeutschen Bundesländern so-
wie in den Stadtstaaten Bremen und
Berlin die Konsolidierungserforder-
nisse hoch. Ursachen hierfür sind ne-
ben der ungünstigeren demografischen

Entwicklung in den ostdeutschen Län-
dern vor allem das Auslaufen der Soli-
darpaktmittel im Jahr 2019 und ein
deutlicher Anstieg bei den Versor-
gungsausgaben.

Mit Hilfe des Schuldenmonitors kann
die Tragfähigkeit und Nachhaltigkeit
der öffentlichen Haushalte von Bund
und Ländern analysiert werden. Dabei
werden Tragfähigkeitslücken berech-
net, die veranschaulichen, um wie viel
die Bundesländer und der Bund ihre
Ausgaben – gemessen am Bruttoin-
landsprodukt – senken müssten, um
innerhalb eines vorgegebenen Zei-
traums das Tragfähigkeitsziel einer kon-
stanten Schuldenquote (Verschuldung
in Relation zum Bruttoinlandsprodukt)
zu erreichen. Eine solche Analyse hat
das ZEW zum ersten Mal im Jahr 2005
durchgeführt; als Nachhaltigkeitsziel

wurde dabei die Stabilisierung der je-
weiligen Schuldenquoten auf dem 
Niveau des Jahres 2003 gewählt. Der
Schuldenmonitor 2006 ist eine Aktuali-
sierung dieser ersten Untersuchung auf
Basis der Daten des Jahres 2005.

Die Grafik stellt den mittelfristigen
Konsolidierungsbedarf bis zum Jahr
2020 der Vorgängerstudie (2003/2020)
und der aktuellen Studie (2005/2020)
für den Bund und die einzelnen Bundes-
länder dar. Unterstellt wurden ein jähr-
liches Produktivitätswachstum zwischen
1,75 Prozent und 2,4 Prozent, ein lang-
fristiger Zinssatz von 4,92 Prozent in der
Aktualisierung und 5,66 Prozent in der
Vorgängerstudie und eine Inflationsrate
zwischen 1,4 und 1,5 Prozent.

Die nebenstehende Grafik zeigt,
dass der mittelfristige Konsolidierungs-
bedarf fast aller Bundesländer und des
Bundes innerhalb dieser zwei Jahre ge-
sunken ist. Lediglich in Schleswig-Hol-
stein und Thüringen ist er gestiegen.
Trotz dieser Fortschritte sind die meis-
ten Tragfähigkeitslücken, insbesondere
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bei den ostdeutschen Bundesländern,
nach wie vor hoch. Die für eine Herstel-
lung der Tragfähigkeit (bis zum Jahr
2020) erforderlichen Ausgabenkürzun-
gen liegen mit einigen wenigen Aus-
nahmen bei mehr als fünf Prozent der
Primärausgaben.

Die Tragfähigkeitslücken variieren
erheblich unter den Bundesländern.
Bayern weist mit einem mittelfristigen
Konsolidierungsbedarf von 0,82 Pro-
zent der Primärausgaben den niedrig-
sten, der Stadtstaat Bremen mit 22,96
Prozent den höchsten Wert auf. Dies be-
deutet, dass die Ausgaben in Bremen
jährlich um etwa 23 Prozent der Primär-
ausgaben gekürzt werden müssten, um

die Schuldenstandsquote konstant auf
dem Niveau des Jahres 2005 zu halten.
In absoluten Zahlen würde dies eine
jährliche Kürzung der Ausgaben um et-
wa 830 Millionen Euro bedeuten.

Auffällig ist die Tatsache, dass der
Konsolidierungsbedarf in den meisten
ostdeutschen Bundesländern (inklusi-
ve Berlin) vergleichsweise höher ist, wo-
bei der Stadtstaat Berlin mit einem Kon-
solidierungsbedarf von 16,55 Prozent
der Primärausgaben den höchsten Wert
in dieser Gruppe aufweist. Diese Ent-
wicklung lässt sich im Wesentlichen auf
drei Ursachen zurückführen. Zum einen
laufen die Mittel des Solidarpakts II im
Jahr 2019 aus. Des Weiteren führt die

ungünstige demografische Entwick-
lung, die in den ostdeutschen Bundes-
ländern in den nächsten Jahren be-
sonders stark ausgeprägt sein wird, zu
sinkenden Länderfinanzausgleichszah-
lungen, da diese an die Bevölkerungs-
zahlen gebunden sind. Dies schmälert
die Einnahmen und führt somit zu einer
Erhöhung des mittelfristigen Konsoli-
dierungsbedarfes. Schließlich werden
aufgrund der Verbeamtungspraxis nach
der Wiedervereinigung die Versorgungs-
empfänger – und somit auch die Versor-
gungsausgaben – in Ostdeutschland in
den nächsten Jahren überdurchschnitt-
lich stark steigen.

Alexander Kalb, kalb@zew.de

Vom ZEW befragte Finanzmarktexperten
erwarten, dass der Deutsche Aktien-
index (Dax) in diesem Jahr um 5 Prozent
an Wert gewinnen wird. Für den US-
amerikanischen Index Dow Jones gehen
sie für 2007 von einem Kurspotenzial
von lediglich 2,5 Prozent aus. Anläss-
lich des Jahreswechsels hat das ZEW die
Teilnehmer des ZEW-Finanzmarkttests
im Dezember 2006 befragt, ob sich die
Anlage in Aktien auch im Jahr 2007
lohnt. Zum Ende des Jahres 2006 prä-
sentierten sich die weltweiten Aktien-
märkte in Hochform. Der Dax hatte seit
Beginn des Jahres 2006 um rund 19 Pro-
zent zugelegt, der US-amerikanische
Dow Jones um 15 Prozent.

Nach Meinung der befragten Finanz-
experten sind Aktien auch in diesem
Jahr eine attraktive Anlageform, jedoch
werden die Gewinnmöglichkeiten aus
der Anlage in Aktien geringer ausfallen
als im Jahr 2006. So schätzen die Ana-
lysten den Jahresendstand 2007 des
deutschen Aktienindex’ auf durch-
schnittlich 6.700 Punkte. Dies würde ei-

ne Kurssteigerungsrate von 5 Prozent im
Vergleich zum Stand von rund 6.400
Zählern während der Dezember-Umfra-
ge 2006 bedeuten. Die Aussichten für
die US-amerikanischen Aktien fallen et-
was schlechter aus. Für den Dow Jones
sehen die befragten Finanzexperten im
Schnitt zwar ein Potenzial von bis zu
12.600 Punkten zum Jahresende. Die da-
mit einhergehenden Kurszuwächse von
2,5 Prozent würden jedoch geringer aus-
fallen als im deutschen Aktienmarkt.

Zudem wurden die Finanzexperten
nach der Bewertung der Aktien gefragt.
Deutsche Titel waren im Umfragezeit-
raum derzeit mit einem Kurs-Gewinn-
Verhältnis (KGV) von 13,9 günstig be-
wertet, US-amerikanische waren bei ei-
nem KGV von 21,2 teurer. Deutsche und
US-amerikanische Unternehmen haben
im Jahr 2006 Gewinnwachstumsraten in
zweistelliger Höhe verbucht, und die
Gewinnschätzungen für das Jahr 2007
fallen ähnlich positiv aus. Daher hat das
ZEW die Finanzexperten gefragt, wie
sich die Bewertungen im Jahr 2007 ent-
wickeln werden. Hier zeichnet sich eine

leichte Konvergenz der Bewertungen im
Ländervergleich ab: Das KGV der Dax-
notierten Titel soll geringfügig auf 
14,3 zunehmen, hingegen soll das KGV
der US-amerikanischen Papiere auf 
17,3 Punkte sinken.

Die letzte Frage hatte die optimale
Aufteilung eines Aktienportfolios nach
Branchen zum Thema. Im repräsentati-
ven Portfolio nehmen die Finanzdienst-
leister mit 13 Prozent das größte Ge-
wicht ein. Dicht darauf folgen Energie-
und Chemiewerte mit jeweils 11 Prozent.
Im Mittelfeld liegen die Branchen der In-
formationstechnologien und des Ma-
schinenbaus, die jeweils mit 9 Prozent
gewichtet werden. Auf Baugewerbe,
Elektrotechnik und Telekommunikation
entfällt jeweils ein Anteil von 8 Prozent
im Portfolio. Am schwächsten gewich-
ten die Finanzexperten den Fahrzeug-
bau und die Branche Konsum und Han-
del mit jeweils 7 Prozent.

Der Finanzmarktreport Januar 2007
im Internet: ftp://ftp.zew.de/pub/zew-
docs/frep/aktuell.pdf

Sandra Schmidt, s.schmidt@zew.de
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Experten erwarten Dax-Anstieg um 
fünf Prozent im Jahr 2007
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Die ZEW-Studie (ZEW Discussion Pa-
per No. 06-086) verwendet die Welle
2001 des repräsentativen LIAB Daten-
satzes, in dem die Eigenschaften sämt-
licher gut 1,3 Millionen Mitarbeiter der
mehr als 8.500 Unternehmen des IAB-
Betriebspanels erfasst sind. In die Er-
klärung der Lohnhöhe und der Lohn-
spreizung fließen dementsprechend
nicht nur betriebliche Charakteristiken
ein, sondern auch Eigenschaften der
Mitarbeiter.

Geringere Lohnspreizung in 
Unternehmen mit Betriebsrat

Ein Vergleich von Unternehmen mit
ähnlichen Merkmalen hinsichtlich Bran-
chenzugehörigkeit, Unternehmensgrö-
ße etc. zeigt, dass in Unternehmen mit
einem Betriebsrat die Löhne im Schnitt
um gut zehn Prozent höher sind. Dies ist
mehr als der Lohnaufschlag, den Tarif-
vertragsparteien in Unternehmen
durchsetzen, die entweder sektoralen
oder betrieblichen Lohnverhandlungen

unterliegen. Zudem ist in Unternehmen
mit einem Betriebsrat der Abstand zwi-
schen den Lohngruppen kleiner, das
heißt die Lohnspreizung ist bei ihnen
geringer. Dies liegt insbesondere daran,
dass der zehnprozentige Lohnaufschlag
nicht allen Beschäftigten gleich stark
zugute kommt. Vielmehr profitieren die
unteren Lohngruppen stärker als die
oberen. Betriebsräte verringern zusätz-
lich den Lohnunterschied zwischen
Männern und Frauen. Frauen mit gerin-
gem Einkommen profitieren somit am
stärksten von der Tätigkeit eines Be-
triebsrats (siehe Grafik).

Der deutliche Lohnaufschlag für 
Beschäftigte in Unternehmen mit einem
Betriebsrat wirft die Frage auf, ob in die-
sen Unternehmen die Arbeitnehmer ei-
nen größeren Anteil am Gewinn ab-
schöpfen. Die ZEW-Studie zeigt anhand
eines Vergleichs der Betriebszugehörig-
keitsdauern, dass dem kaum so ist.
Nach Berücksichtigung der betrieb-
lichen und individuellen Eigenschaften
sowie der Lohnstruktur wäre eine län-

gere Betriebszugehörigkeitsdauer in
Unternehmen mit Betriebsrat ein Indi-
kator für eine Umverteilung zugunsten
der Belegschaft. Dies ist aber nicht der
Fall. Der Großteil des Lohnaufschlags ist
eher auf eine höhere Produktivität der
Beschäftigten zurückzuführen.

Die ZEW-Studie legt einen weiteren,
bisher unberücksichtigten Mecha-
nismus zur Erklärung der hohen Ar-
beitslosigkeit insbesondere unter Ge-
ringqualifizierten in Deutschland offen.
So wird häufig auf zu hohe Löhne und
auf eine im internationalen Vergleich zu
geringe Lohnspreizung als Ursache der
Arbeitslosigkeit unter Geringqualifizier-
ten verwiesen. Die international einzig-
artigen Mitbestimmungsmöglichkeiten
der Arbeitnehmer in Deutschland über
Betriebsräte leisten diesen hohen Löh-
nen und einer starken Lohnkompres-
sion Vorschub.

Frühere Studien berücksichtigen
Einfluss des Betriebsrats nicht

Bisher wurde zwar der Einfluss der
Gewerkschaften und des deutschen
Lohnverhandlungssystem auf die Lohn-
höhe und die Lohnungleichheit intensiv
untersucht, der Einfluss der deutschen
Form der Mitbestimmung über Be-
triebsräte wurde jedoch weniger gründ-
lich betrachtet. Dies mag daran liegen,
dass erst seit kurzem Datensätze ver-
fügbar sind, die eine Analyse dieser Fra-
gestellung ermöglichen. 

Möglicherweise liegt dies aber auch
daran, dass Betriebsräte nur in Aus-
nahmesituationen einen direkten Ein-
fluss auf die Lohnfindung in den Unter-
nehmen nehmen können. Sie haben je-
doch über die Einstufung der Mitarbei-
ter in die bestehenden Lohnklassen
Möglichkeiten, indirekt Einfluss auf die
durchschnittliche Lohnhöhe und die
Lohnungleichheit in den Unternehmen
zu nehmen – indem beispielsweise die
untersten Lohnkategorien erst gar nicht
besetzt werden.

PD Dr. Thomas Zwick, zwick@zew.de

Höhere Löhne durch Betriebsrat
Unternehmen mit einem Betriebsrat zahlen deutlich höhere Löhne als andere Unter-
nehmen. Zudem weisen sie eine niedrigere Lohnspreizung auf als vergleichbare
Unternehmen ohne Betriebsrat. Dies zeigt eine aktuelle Studie des ZEW auf der 
Basis von aktuellen und repräsentativen deutschen Unternehmensdaten. Die Studie
verweist damit auf einen bisher unberücksichtigten Mechanismus zur Erklärung von
Arbeitslosigkeit in Deutschland.
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Lesehilfe: Beschäftigte im zweiten Dezil der Lohnverteilung erhalten 14 Prozent mehr Lohn, wenn sie in Betrieben mit
Betriebsräten arbeiten. Der Lohnaufschlag liegt dabei im Durchschnitt bei 19 Prozent für Frauen und bei 11 Prozent für
Männer. Quelle: ZEW
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Am 30. November und 1. Dezember
2006 richteten das ZEW und die Univer-
sität Mannheim die 4. Jahrestagung 
der Vereinigung Wettbewerbsökonomie
(Association of Competition Economics,
ACE) aus. Zu den knapp 200 Teilneh-
mern zählten Vertreter aus Behörden,
privaten Beratungsunternehmen und

der Wissenschaft. Die ACE wurde 2003
mit der Zielsetzung gegründet, die Dis-
kussion zwischen Unternehmen, Be-
hörden und Wissenschaftlern zu inten-
sivieren. Daher sind der Vorstand und
die Mitgliederstruktur aus Vertretern
der drei Gruppen zusammengesetzt.
Den Vorstandsvorsitz haben John Fin-
gleton (Office of Fair Trading), Andrea
Lofaro (RBB Economics) und Xavier Vi-
ves (IESE Business School) inne. Die
Jahrestagung hat sich als regelmäßiges
Treffen zentraler Akteure aus Theorie
und Praxis etabliert.

Fall für Fall

In den Plenarvorträgen ging Martin
Hellwig (Universität Bonn) auf die Ein-
preisung von CO2-Zertifikaten in die
Preisgestaltung von Elektrizitätsversor-
gern ein. Jorge Padilla (LECG) erläuterte
die Bedeutung von Patent- und anderen

Schutzrechten für die Beurteilung von
Marktmacht.

In Parallelsitzungen diskutierten die
Konferenzteilnehmer Fälle aus der Re-
gulierungs- oder Entscheidungspraxis
von Wettbewerbsbehörden, insbeson-
dere Fälle aus der Fusionskontrolle,
dem Missbrauch von Marktmacht oder

der Regulierung
von Telekommuni-
kationsnetzen. 

Als aktuellen
Fall diskutierten die
Konferenzteilneh-
mer die Regulie-

rung der Deut-
schen Telekom AG
im Hinblick auf die
VDSL-Technologie.
Ulrich Kamecke
(Humboldt Univer-
sität Berlin), Martin
Peitz (Universität Mannheim) und Ar-
nold Picot (LMU München) debattierten
über ex-ante Regulierung versus ex-
post Regulierung und deren Konse-
quenzen auf Innovations- und Investi-
tionsanreize. In einem weiteren Fall wur-
de die Analyse von Fusionen auf Gas-
und Elektrizitätsmärkten diskutiert. 

Der Darstellung des DONG/Elsam/
E2-Falls aus dem Jahr 2006 durch
Claess Bengtsson (Europäische Kom-
mission) folgte eine Diskussion zu in-
dustrietypischen Aspekten wie Versor-
gungssicherheit, den Charakteristika
eines natürlichen Monopols sowie der
horizontalen und vertikalen Dimension

der Energiewirtschaft. Die Aussagekraft
verschiedener analytischer Modelle aus
der ökonomischen Theorie spielte in
der Diskussion insbesondere zwischen
Paul Hofer (NERA Economic Consulting)
und Xavier Vives (IESE Business School)
über diese komplexe Marktstruktur eine
zentrale Rolle.

Bedeutung der 
ökonomischen Analyse

Die Bedeutung der ökonomischen
Analyse war zudem im Fall der Festset-
zung von Transaktionsgebühren durch

Kreditkartenanbieter in Israel Kern-
punkt der Debatte. Unabhängig von ju-
ristischen Feinheiten wurde dieser Fall
auf der Basis ökonomisch-theoretischer
Argumentation – insbesondere der The-
orie zweiseitiger Märkte – verhandelt
und vor Gericht entschieden. Weitere
Fälle waren das französische Mobil-
funk-Kartell, der Machtmissbrauch
durch selektive Rabattgewährung oder
europäische Börsenfusionen. 

Das Programm der Konferenz und 
Informationen zu den Konferenzbeiträ-
gen sind im Internet unter www.zew.de/
ace2006 erhältlich.

Hannes Ullrich, hannes.ullrich@zew.de

Jahrestagung der Vereinigung
Wettbewerbsökonomie am ZEW

Foto: ZEW

John Fingleton, Office of Fair Trading

Xavier Vives, IESE Business School

Foto: ZEW
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ZEW-Präsident Prof. Dr. Dr. h.c. mult.
ist im Dezember 2006 von den Mitglie-
dern der Sektion „Ökonomik und empi-
rische Sozialwissenschaften“ der deut-
schen Akademie der Naturforscher Leo-
poldina in Halle einstimmig zu deren
Obmann und zum Senator gewählt wor-
den. Franz gehört der Leopoldina seit
dem Jahr 1998 an und ist seit 2002 der
Obmann dieser Sektion.

ZEW-Präsident Wolfgang Franz

ZEW-Präsident zum Obmann
wiedergewählt

ZEW- Internetauftritt mit 
BIENE-Award ausgezeichnet

Der Internetauftritt des ZEW ist am 8.
Dezember 2006 mit dem BIENE-Award
2006 der Aktion Mensch und der Stif-
tung Digitale Chancen ausgezeichnet
worden. Prämiert werden mit dieser
Auszeichnung die besten barrierefreien
Internetauftritte. Aus mehr als 350 Ein-
reichungen hatten sich das ZEW und
„blindwerk – neue medien“ mit dem ge-
meinsam umgesetzten Internetauftritt
des ZEW (www.zew.de) für das Finale
qualifiziert. Der Preis wurde von einer
international besetzten Jury bei einem
Festakt in Berlin an den kaufmänni-
schen Geschäftsführer des ZEW, Tho-
mas Kohl, und Yvonne Bräutigam sowie
Jan Entzminger, Inhaber der agentur
blindwerk – neue medien, übergeben.

Das Ziel von Barrierefreiheit ist es,
die Inhalte einer Webseite allen Nutze-
rinnen und Nutzern unabhängig davon
zugänglich zu machen, ob diese eine
Behinderung haben, als Anfänger die
ersten Schritte im Netz wagen oder sich
einfach nur schnell und unkompliziert
im weltweiten Netz orientieren wollen.

Ministerialdirektor Dr. Hans Freu-
denberg vom Wirtschaftsministerium
Baden-Württemberg und Ministerialdi-
rektor Dr. Rainer Hägele vom Ministe-
rium für Wissenschaft, Forschung und
Kunst Baden-Württemberg sind in den
Aufsichtsrat des ZEW berufen worden.
Dr. Freudenberg ersetzt Ministerialdi-
rektor Dr. Friedrich Bullinger vom Wirt-
schaftsministerium Baden-Württem-
berg und Dr. Hägele ist Nachfolger von
Ministerialdirektor Wolfgang Fröhlich
vom Ministerium für Wissenschaft, For-
schung und Kunst Baden-Württemberg.

Die weiteren Mitglieder des ZEW-Auf-
sichtsrats sind: Gerhard Stratthaus MdL
(Vorsitzender), Finanzminister Baden-
Württemberg, Prof. Dr. Dr. h.c. Jürgen

Strube, Vorsitzender des Aufsichtsrats
der BASF Aktiengesellschaft, Prof. Axel
Börsch-Supan, Ph.D., Mannheim Rese-
arch Institute for the Economics of Aging
(MEA) und Universität Mannheim, Mi-
nisterialdirigent Prof. Dr. Claus Eisel-
stein, Staatsministerium Baden-Würt-
temberg, Prof. em. Dr. Dr. h.c. mult. Ot-
to H. Jacobs, Universität Mannheim,
Prof. em. Dr. Egon Lorenz, Universität
Mannheim, Ministerialrat Norbert
Schmitt, Finanzministerium Baden-
Württemberg, und Dr. Theo Spettmann,
Vorstandssprecher der Südzucker AG
Mannheim/Ochsenfurt und Dagmar
Wöhrl MdB, Parlamentarische Staatsse-
kretärin beim Bundesministerium für
Wirtschaft und Technologie.

Ministerialdirektoren Dr. Freudenberg und Dr. Hägele neue 
Mitglieder im ZEW-Aufsichtsrat

Bei der Sitzung des Förderkreises
Wissenschaft und Praxis am Zentrum für
Europäische Wirtschaftsforschung e.V.
am 12. Januar 2007 ist Dr. Andreas Dul-
ger, Vorsitzender der Geschäftsleitung
der ProMinent Dosiertechnik GmbH, in
seinem Amt als Mitglied des Vorstands
des Förderkreises bestätigt worden. Die
weiteren Mitglieder des ZEW-Förder-
kreises sind: Dr. Dr. Peter Bettermann,
Sprecher der Unternehmensleitung der
Freudenberg & Co. KG (Vorsitzender),
Dr. Kurt W. Bock, Finanzvorstand der
BASF AG, Dr. Uwe Schroeder-Wildberg,
Vorstandsvorsitzender der MLP AG und
Dr. Alexander Selent, stv. Vorsitzender
des Vorstands der Fuchs Petrolub AG.

Der Förderkreis des ZEW hat auf sei-
ner Sitzung beschlossen, im Jahr 2007
vier Forschungsprojekte mit insgesamt
100.000 Euro zu fördern. Dies ist die
höchste Fördersumme, die der Förder-
kreis bisher genehmigt hat. In seinem
fast 14-jährigen Bestehen hat der Verein
29 Forschungsprojekte mit einem Ge-
samtvolumen 720.000 Euro gefördert.

Im Förderkreis des ZEW haben sich im
Jahr 1993 Vertreter der Wirtschaft zu-
sammen geschlossen, um die Arbeit des
ZEW zu unterstützen. Derzeit gehören
dem Verein 113 Persönlichkeiten sowie
namhafte regionale und überregionale
Unternehmen an – der höchste Mitglie-
derstand seit seiner Gründung. 

Erfolgreiche Sitzung des ZEW-Förderkreises

ZEW-Konferenz: Herausforderungen für die Finanzpolitik in Europa
am 22.-23. März 2007 im Bundesministerium der Finanzen, Berlin
Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) und das ZEW richten eine Fachtagung
zum Thema „Herausforderungen für die Finanzpolitik in Europa“ aus. Sie behan-
delt theoretische, empirische und institutionelle Fragen zu den Themenkreisen:
� Qualität der öffentlichen Finanzen, finanzpolitische Reformen, Lissabon-Ziele
� Effizienz und Leistungsfähigkeit des öffentlichen Sektors
Online-Registrierung unter www.zew.de/eu-finanzpolitik
Information: Sebastian Hauptmeier, hauptmeier@zew.de

Foto: ZEW
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1./2.3.2007 Discrete Choice-Analyse – Grundlagen und Anwendungen: 
Angewandte multiattributive Discrete Choice-Analyse

6.3.2007 Wettbewerbsanalyse (Competitive Intelligence)

7./8.3.2007 Econometrics in Action – 
Introduction to Econometrics (Brüssel)

12.3.2007 Risikomanagement und Risikomessung

14.3.2007 Pflichten der Geschäftsführer, Vorstände und Aufsichtsräte 
im Rahmen der Rechnungslegungsvorschriften

15.3.2007 Experimentelle Wirtschaftsforschung – 
Methodische Grundlagen und Anwendungsbeispiele

20.3.2007 Volkswirtschaftliche Daten kompetent interpretieren

26.3.2007 Finanzmarkt-Ökonometrie: Vektor Autoregressive Modelle 
(Zürcher ZEW Qualifizierungsprogramm, Zürich)

27.3.2007 Finanzmarkt-Ökonometrie: Nicht-stationäre Zeitreihen und 
Kointegration (Zürcher ZEW Qualifizierungsprogramm, Zürich)

28.3.2007 Finanzmarkt-Ökonometrie: Erstellung von Prognosemodellen
(Zürcher ZEW Qualifizierungsprogramm, Zürich)

28.3.2007 Verrechnungspreise I: Betriebswirtschaftliche und 
steuerrechtliche Grundlagen

17.4.2007 Unternehmensbewertung: Methoden und Anwendung

ZEW-Expertenseminare im Internet: www.zew.de/Weiterbildung
Information: Vera Pauli, Telefon 0621/1235-240, E-Mail pauli@zew.de

Auszeichnung für Tobias Hagen
Dr. Tobias Hagen, Fachhochschule

des Bundes für öffentliche Verwaltung,
hat im Dezember 2006 den IHK-Disser-
tationspreis 2006 der Industrie- und
Handelskammer Frankfurt am Main für
seine Dissertation „Labour Market Ef-
fects of Fixed-Term Employment Con-
tracts – Microeconometric Analyses for
West Germany“ erhalten. Die Disserta-
tion, die er während seiner Tätigkeit als
Wissenschaftler im ZEW-Forschungsbe-
reich Arbeitsmärkte, Personalmanage-
ment und Soziale Sicherung erstellt
hat, analysiert empirisch die Auswir-
kungen befristeter Arbeitsverträge in
West-Deutschland. Die Ergebnisse spre-
chen dafür, dass befristete Arbeitsver-
träge die Flexibilität der Unternehmen
erhöhen und Zugänge in unbefristete
Beschäftigung erleichtern. Gerade aus
Sicht von Arbeitsuchenden mit geringen
Arbeitsmarktchancen stellen befristete
Arbeitsverträge somit eine Möglichkeit

dar, überhaupt eingestellt zu werden
und können dann als Sprungbrett hin zu
dauerhafter Beschäftigung dienen.

Auszeichnung für Sabine Jokisch
Dr. Sabine Jokisch, Wissenschaftle-

rin im ZEW-Forschungsbereich Umwelt-
und Ressourcenökonomik, Umweltma-
nagement, ist im Dezember 2006 vom
Forschungsnetzwerk Alterssicherung
der Deutschen Rentenversicherung für
ihre Dissertation „The Developed Worl-
d’s Demographic Transition – Implica-
tions for Fiscal Policy und the Interna-
tional Macroeconomy“ mit dem FNA-
Preis 2006 ausgezeichnet worden.

Die Arbeit untersucht die makroöko-
nomischen und finanzpolitischen Wir-
kungen der alternden Bevölkerungen in
den USA, der EU und Japan innerhalb ei-
nes dynamischen Gleichgewichtsmo-
dells mit überlappenden Generationen.
Die Studie zeigt, dass der demographi-

sche Wandel in allen drei Regionen zu
einem dramatischen Anstieg der Sozi-
alversicherungsbeiträge führt. In Simu-
lationen werden verschiedene Reform-
vorschläge untersucht, ob diese die de-
mographischen Belastungen lindern
können.  Es zeigt sich, dass eine grund-
legende Rentenreform, wie etwa die vol-
le Privatisierung der Rentenkassen, ein
viel versprechendes Mittel ist, die fis-
kalische Entwicklung und die Wohlfahrt
künftiger Generationen zu verbessern.

Z E W  I N T E R N

Dr. Sabine Jokisch

Fo
to

: Z
EW

Z E W  D I S C U S S I O N  P A P E R S

No. 06-080, Dirk Czarnitzki, Wolfgang
Glänzel, Katrin Hussinger: An Empirical
Assessment of Co-Activity among Ger-
man Professors.
No. 06-081, Bettina Müller: Human Ca-
pital and Successful Academic Spin-Off.
No. 06-082, Nicole Gürtzgen: The Effect
of Firm- and Industry-Level Contracts on
Wages – Evidence from Longitudinal Lin-
ked Employer-Employee Data.
No. 06-083, Georg Metzger: Once Bit-
ten, Twice Shy? – The Performance of
Entrepreneurial Restarts.
No. 06-084, Michael Overesch: Transfer
Pricing of Intrafirm Sales as a Profit Shif-
ting Channel – Evidence from German
Firm Data.
No. 06-085, Katrin Schleife: Regional
Versus Individual Aspects of the Digital
Divide in Germany.
No. 06-086, John T. Addison, Paulino
Teixeira, Thomas Zwick: Works Councils
and the Anatomy of Wages.
No. 06-087, Steffen Osterloh: Accuracy
and Porperties of German Business Cy-
cle Forecasts.
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EZB: Zinserhöhungen wieder wahrscheinlicher

Die ZEW-Konjunkturerwartungen für den Euroraum sind im 
Januar leicht gestiegen. Der Indikator zur konjunkturellen 
Lage in sechs Monaten legt um 1,2 auf -1,8 Punkte zu. Dies
liegt vor allem daran, dass der Ausblick für die inländischen
Nachfragekomponenten gut ausfällt. Vor allem die Besserung
am Arbeitsmarkt dürfte den privaten Konsum unterstützen
und eine Basis für das künftige Wachstum bilden. Außerdem
soll die Investitionsnachfrage aufgrund hoher Gewinne und
einer guten Auftragslage dynamisch bleiben.

Sandra Schmidt, s.schmidt@zew.de

Z E W- F i na nz ma r k t test  i m  J a n u a r  2 0 0 7

Die Europäische Zentralbank beließ die Leitzinsen in ihrer 
Sitzung Anfang Januar bei 3,5 Prozent und betonte, dass das
Wirtschaftswachstum in der Eurozone unverändert robust sei
und sich die Arbeitsmarktsituation verbessert habe. Die 
monetäre Analyse ergab die höchste Wachstumsrate der
Geldmenge seit der Einführung des Euro, sodass mittelfristig
Risiken für die Preisstabilität bestehen. Daher betrachten die
Analysten weitere Zinserhöhungen als wahrscheinlich. Der
entsprechende Saldo steigt um 7,7 auf 80,4 Punkte.

Sandra Schmidt, s.schmidt@zew.de

Im deutschen Ernährungsgewerbe und in der Tabakindus-
trie ist der Anteil der Unternehmen, die Innovationen
durchführen, im Jahr 2004 kräftig gestiegen. Das liegt vor
allem an der gestiegenen Innovatorenquote bei kleinen
und mittleren Unternehmen (KMU): Während im Jahr 2003
lediglich 34 Prozent der KMU in dieser Branche erfolgreich
Innovationen eingeführt hatten, stieg diese Quote im Jahr
2004 auf 54 Prozent. Die Innovatorenquote bei den Groß-
unternehmen im Ernährungsgewerbe und in der Tabak-
industrie blieb mit rund 89 Prozent im Jahr 2004 gegen-
über dem Vorjahr auf hohem Niveau konstant.

Heide Löhlein, loehlein@zew.de

Eine Mehrheit von 80 Prozent der Experten des „Transport-
marktBarometer von ProgTrans/ZEW“ rechnet mit Preis-
steigerungen im Schienengüterverkehr, davon 20 Prozent
sogar mit einem starken Preisanstieg. Ähnlich sind die
Preiserwartungen für die grenz überschreitenden Verkehre.
Dessen ungeachtet schätzen die Experten die Entwicklung
des Schienengüteraufkommens optimistisch ein: Im
Binnenverkehr und bei den grenz überschreitenden Ver-
kehren Richtung Osteuropa rechnen jeweils rund 50 Pro-
zent der Befragten mit steigenden Transportmengen. Die-
se Erwartung teilen 46 Prozent für Westeuropa.

Victoria Alexeeva-Talebi, alexeeva-talebi@zew.de

TransportmarktBarometer: 
Preise im Schienengüterverkehr ziehen an

Quelle: ZEW Quelle: ZEW

Mehr Unternehmen mit Innovationen im 
Ernährungsgewerbe und in der Tabakindustrie

Saldo der positiven und negativen Einschätzungen bezüglich der Konjunktur-
situation im Euroraum in sechs Monaten. Quelle: ZEW
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Eine neue Studie des Statisti-

schen Bundesamts über Armut
und soziale Ausgrenzung bot Ar-
mutsfunktionären willkomme-
nen Anlass, erneut den Weg
Deutschlands in den Armutsstaat
anzuprangern. Die Analyse

kommt zu dem Ergebnis, dass im Jahr 2004 in Deutschland 
13 v.H. der Bevölkerung arm oder armutsgefährdet sind. Das
wären so gesehen etwa 10,6 Millionen Menschen, darunter 
1,7 Millionen Kinder unter 16 Jahren. 

Um Missverständnissen vorzubeugen: Unbestritten gibt es
in Deutschland Armut in dem Sinn, dass Menschen mit so we-
nig Geld ihren Lebensunterhalt bestreiten müssen, wovon
sich unsereins höchstens ungefähre Vorstellungen machen
kann. Solange diese Menschen nicht aus eigener Kraft ihrem
Schicksal entrinnen können, haben sie Anspruch auf unsere
sozialstaatliche gebotene Hilfe. Dafür existiert hierzulande ei-
ne Mindestsicherung, beispielsweise in Form des Arbeitslo-
sengelds II für Erwerbsfähige. Die Gesellschaft, vertreten
durch den Gesetzgeber, muss darüber entscheiden, ob diese
Fürsorgeleistung lediglich Elementarbedürfnisse befriedigen
oder ob sie eine Teilhabe am gesellschaftlichen Leben er-
möglichen soll.

Aber von dieser Armut, gemessen in absoluten Kategorien,
handeln die angeführten Zahlen überhaupt nicht, sondern
von einer „relativen Armut“. Demnach gilt gemäß internatio-
nalen Konventionen als armutsgefährdet, wer weniger als 60
v.H. des mittleren Haushaltseinkommens, korrigiert um die
Haushaltsgröße, bezieht („Äquivalenzeinkommen“). Diese Ar-
mutsgefährdungsgrenze lag im Jahr 2004 bei monatlich 856
Euro für einen Alleinstehenden und 1.798 Euro für eine Fami-
lie mit zwei Kindern unter 14 Jahren. Die Problematik dieser
Definition liegt auf der Hand. Selbst wenn sich alle Einkom-
men verdoppeln, allemal in realer Betrachtung, änderte sich
der Anteil der Armutsgefährdeten nicht – ein offenkundig ab-
wegiges Resultat. Außerdem bleiben selbst genutztes Wohn-

eigentum und Privatrenten bei der Berechnung außer Ansatz.
Und – wer hätte das gedacht – die von der Politik für das Jahr
2007 lautstark begrüßten kräftigen Lohnsteigerungen würden
gemäß dem Berechnungskonzept der „relativen Armut“ zu 
einem höheren Anteil der Armutsgefährdeten führen. Ein
Schuft, wer jetzt daraus für die bevorstehenden Tarifverhand-
lungen Schlussfolgerungen zieht!

Solche Einlassungen empfinden bestimmte Zirkel als läs-
tig und stellen dem stattdessen lieber die Einkommen von
Unternehmensführern gegenüber, vorzugsweise wenn diese
tatsächliche oder vermeintliche Fehlleistungen erbracht ha-
ben. Solches Versagen gibt es durchaus – aber nur in dieser
Personengruppe? Was ist mit Spitzeneinkommen unter ande-
rem von Fußballprofis, Leinwandstars oder Bestsellerautoren,
vor allem, wenn sich deren Torbilanz beziehungsweise schau-
spielerische Leistung beziehungsweise das intellektuelle 
Niveau ihrer Bücher als noch deutlich steigerungsfähig er-
weist, um es einmal freundlich zu formulieren? Man kann ja
zum x-ten Mal eine Debatte über „gerechte Einkommen“ an-
zetteln (bei der aller Erfahrung nach nichts herauskommt),
aber wieso werden ausschließlich hohe Managergehälter at-
tackiert? Sind Unternehmensführer Freiwild?

Genauso zweifelhaft wie das Vorurteil über den die Armut
fördernden Sozialstaat ist das der sozialen Hängematte, in der
sich „die“ Arbeitslosen ausruhen. Wer arbeiten wolle, der fin-
de auch Arbeit – dieser Aussage stimmten immerhin 63 v.H.
aller Personen in einer Befragung der westdeutschen Bevöl-
kerung „etwas“ oder „voll“ zu. Gewiss: Wie in jeder Perso-
nengruppe gibt es unter den Arbeitslosen ebenfalls schwarze
Schafe. Aber mindestens ebenso groß ist die Gruppe der Ar-
beitslosen, die unter ihrem Schicksal leiden, die glücklich
über einen Arbeitsplatz wären und dafür erhebliche Suchan-
strengungen unternehmen.

Armut


